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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/4 — 23003 — 5359/67 


Bonn, den 20. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 306. Sitzung am 17. März 
1967 beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck; Bonner TJniversitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Drucksach e V/1896 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Krankenpflegegesetz in der Fassung vom 
20. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1443) wird 
wie folgt geändert: 

In § 19 Abs, 4 wird die Jahreszahl „1968" durch die 
Jahreszahl „1972" ersetzt. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Deutscher Bundestdg — 5 . Wahlperiode 


Drucksache V/1896 


Begründung 


Zur Zeit haben an den Krankenpflegeschulen noch 
70 bis 80 '^/o der Schülerinnen mit Volksschulab- 
schluß keine Pflegevorschule besucht und auch keine 
Berufsausbildung mit Lehrabschlußprüfung vorzu- 
wtiibeii (§ 8 Abs. i Nr. 2 b und c). Es wird noch 
mindestens 5 Jahre dauern, bis durch eine intensive 
Öffentlichkeitsarbeit — Berufsberatung und um- 
fangreiche Werbemaßnahmen — sich eine ausrei- 
chende Zahl von Volksschülerinnen und vor allem 
ihre Eltern dazu entschließen, vor den Eintritt in 
die Krankenpflegeschule den zwei- bis dreijährigen 
Pflegevorschulbesuch bzw. eine abgeschlossene 
Lehre zu setzen. Erst dann wird auch möglicher- 
weise eine ins Gewicht fallende Zahl von Realschü- 
lerinnen mit Realschulabschluß bereit sein, den 
Schwesternberuf zu ergreifen. 

Da die meisten Länder keine nennenswerte finan- 
zielle Hilfe für die Einrichtung von Pflegevorschulen 
und ihre Unterhaltung leisten können, wird bis 1968. 
kaum eine genügend große Zahl von Schulen vor- 
handen sein. 

Ohne eine Verlängerung der Übergangszeit ist da- 
her der Nachwuchs für Kranken- und Kinderkran- 
kenschwestern ernsthaft gefährdet. 
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Drucksache V/1896 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Zur Sicherung des Nachwuchses an Kranken- und j 
Kinderkrankenschwestern erscheint es nicht zweck- 
dienlich, die Frist des § 19 Abs. 4 Krankenpflege- 
gesetz bis zum 1. Oktober 1972 zu verlängern. i 

In tatsächlicher Hinsicht bestehen Zweifel, ob der in 1 
der Begründung des Gesetzentwurfs genannte An- 
teil von Krankenpflegeschülerinnen, die nur Volks- | 
Schulabschluß besitzen (= 70 — 80 Vo) allgemeine ! 

Geltung beanspruchen kann. Eine Erhebung der : 
Deutschen Krankenhausgesellschaft aus dem Jahre : 
1961, die über 50 aller Krankenpflegeschulen er- ; 
faßte, hat bereits seinerzeit ergeben, daß etwa 37 Vo ! 
der Schülerinnen nur Volksschulabschluß besaßen. | 
Bei dieser Erhebung konnte darüber hinaus festge- j 
stellt werden, daß die Zahl der Bewerberinnen mit ; 
zusätzlicher Vorbildung, insbesondere mit Real- j 
Schulabschluß, gerade in den Schulen besonders 1 
groß war, bei denen der Unterricht über die damals | 
vorgeschriebene Mindeststundenzahl hinausging. ; 
Diese Entwicklung hält auch heute noch an, obwohl j 
das Gesetz zur Änderung des Krankenpflegegeset- | 
zes vom 20. September 1965 (BGBl. I S. 1443) nahe- | 
zu eine Verdreifachung der Mindestzahl der Unter- | 
richtsstunden gebracht hat. Leider liegen nähere ; 
Zahlenangaben hierüber nicht vor. Es ist jedoch be- 
kannt, daß einzelne Krankenpflegeschulen sogar 
schon dazu übergehen konnten, Bewerberinnen ohne 
zusätzliche Vorbildung nicht mehr aufzunehmen. 
Diese Bewerberinnen werden jedoch durch eine zen- 
trale Vermittlungsstelle anderen Schulen zugeführt. 

Es erscheint nicht möglich, bereits im gegenwärtigen 
Zeitpunkt eine verläßliche Prognose über die Aus- 
wirkungen des § 8 Abs. 1 Krankenpflegegesetz nach 
dem 1. Oktober 1968 zu stellen. Eine derartige Pro- 
gnose begegnet schon deshalb Bedenken, weil die 
qualifizierte Vorbildung gegenwärtig nicht vorge- 
schrieben ist und darum nicht erwartet werden 
kann, daß ihr bereits jetzt entsprochen wird. 

Die Gesetzänderung würde auch den Sinn des Än- 
derungsgesetzes von 1965 aushöhlen. Seinerzeit ist 
angestrebt worden, das Ausbildungsniveau der 
Krankenschwestern, Krankenpfleger und Kinder- 
krankenschwestern in Anpassung an die Entwick- 
lung auf dem Gebiet der Medizin zu heben. Hierzu 
war die Erhöhung der Vorbildungsvoraussetzungen 
eine Notwendigkeit. Neben den Regelungen für 
Krankenschwestern, Krankenpfleger und Kinder- 


krankenschwestern sind seinerzeit die Vorschrif- 
ten über die Krankenpflegehelferin und den Kran- 
kenpflegehelfer erlassen worden. Bei diesen Per- 
sonen konnte man wegen der geringeren und nicht 
vergleichbaren beruflichen Anforderungen aller- 
dings als Vorbildung eine abgeschlossene Volks- 
schulbildung genügen lassen. Wollte man nunmehr 
durch die vom Bundesrat angestrebte Gesetzesände- 
rung von den durch das Änderungsgesetz veranker- 
ten Grundsätzen abweichen, so würde bei den Kran- 
kenpflegeberufen eine im Hinblick auf die Forde- 
rungen des Fortschritts sinnvolle und zweckent- 
sprechende Entwicklung behindert werden. Der 
Nachwuchs an hochqualifizierten Krankenschwestern 
für leitende Funktionen in Pflege und Ausbildung 
könnte zudem nicht mehr gesichert werden. Schließ- 
lich würde sich die Bundesrepublik Deutschland 
durch den anhaltenden Verzicht auf qualifizierte Zu- 
lassungsvoraussetzungen im Gegensatz zu dem Ent- 
wurf eines Schwesternabkommens des Europarates 
setzen, in dem eine zehnjährige Schulbildung vor- 
gesehen ist. Dasselbe gilt in bezug auf die vorge- 
sehene EWG-Richtlinie über Krankenpflegepersonal. 

Die Ursachen für einen möglicherweise anhaltenden 
Nachwuchsmangel liegen, wie es scheint, weniger 
in dem Erfordernis einer qualifizierten Vorbildung 
der Krankenpflegeschülerinnen, als in der ungenü- 
genden Zahl von Pflegevorschulen bzw. Ausbil- 
dungsplätzen sowie in der mangelnden Öffentlich- 
keitsarbeit für die Pflegeberufe. 

Da den Ländern die Zeit seit dem Inkrafttreten des 
Änderungsgesetzes (1. Oktober 1965) zur Verbes- 
serung dieser Situation nicht ausreichend erscheint, 
sollte aus den vorgenannten Gründen eine Ver- 
längerung der übergangsfrist nicht über 2 Jahre 
hinaus — also bis 1. Oktober 1970 — vorgenommen 
werden. 

Die Bundesegierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 
Diese Voraussetzung liegt hier nicht vor. 
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